
 

 

 

 

  

 

 

 

 

   09. Juli 2026 

  

 

Stellungnahme der Initiative System Wasserstraße (ISW) 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Weiterentwick-

lung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  

 

A. Vorbemerkung und grundsätzliche Positionierung 

Als umweltfreundlicher und leistungsstarker Verkehrsträger nimmt die Bundeswasserstraße 

eine Schlüsselrolle bei der Erreichung der Klimaziele und der Verlagerung von Güterverkehren 

ein. Die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele zur Absicherung von Naturflächen und der Er-

halt der Biodiversität sind wichtige gesellschaftliche Anliegen, die die ISW grundsätzlich unter-

stützt. Die ISW äußert sich im Rahmen dieser Stellungnahme jedoch ausschließlich aus der 

Perspektive der Bundeswasserstraßen und ihrer Infrastruktur; eine Bewertung der Auswirkun-

gen des Gesetzes auf andere Sektoren oder Bereiche erfolgt ausdrücklich nicht. 

 

Grundsätzlich muss sichergestellt werden, dass die Handlungsfähigkeit der Wasserstraßen- 

und Schifffahrtsverwaltung des Bundes sowie die zügige Umsetzung wichtiger Infrastrukturpro-

jekte nicht unverhältnismäßig erschwert werden. Daher anerkennen wir, dass die Bedarfsplan-

vorhaben für die Bundeswasserstraßen von den Regelungen dieses Gesetzes nicht betroffen 

sind. Dies sichert die dringend notwendige Planungs- und Rechtssicherheit für die Sanierung, 

den Erhalt und den bedarfsgerechten Ausbau des Bundeswasserstraßennetzes. 

Die neu eingefügten Absätze 4 und 5 in § 14 tragen diesen Zielen Rechnung. Dass Eingriffsre-

gelungen in Form von Maßnahmen zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) so-

wie die kontinuierliche Unterhaltung der bestehenden Wasserstraßeninfrastruktur hier sachge-

recht geregelt werden, verhindert unintendierte, negative Effekte der Regelungen in § 20 Abs. 

2 Nr. 2 d). Diese neuen Absätze in § 14 sind im Sinne sowohl einer Verbesserung des ökologi-

schen Zustands der Gewässer als auch der Verlässlichkeit der Infrastruktur folgerichtig. 

 

Die Lockerung des Naturraumbezugs sowie die Anerkennung multifunktionaler Kompensations-
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maßnahmen in § 15 Abs. 2 und 2a begrüßen wir ausdrücklich. Sie erhöhen die Flexibilität, ver-

bessern die Flächenverfügbarkeit und ermöglichen naturschutzfachlich sinnvollere Maßnah-

men. Ebenfalls positiv bewerten wir, dass der Kreis der anerkennungsfähigen multifunktionalen 

Maßnahmen erweitert wird und hierbei insbesondere Maßnahmen zur Umsetzung wasserwirt-

schaftlicher und europarechtlicher Verpflichtungen berücksichtigt werden.  

Der Bonus für bevorratete Kompensationsmaßnahmen in § 15 Abs. 3a stärkt Ökokonten und 

eine professionelle Flächenentwicklung. Diese Regelung wird von der ISW unterstützt, da sie 

investive Anreize schaffen und Planungsverfahren beschleunigen kann. 

 

 

B. Kritische Würdigung und Änderungsbedarf 

Insbesondere bei den beabsichtigten Kompensationsregelungen sieht die ISW bei den quanti-

tativen Vorgaben des Gesetzes dringenden Überprüfungsbedarf: 

• Pauschale Erhöhung des Kompensationsbedarfs in § 15 Abs. 3b: Die Festlegung in 

Absatz 3b, wonach sich bei Eingriffen in Flächen der „Natürlichen Infrastruktur“ (§ 20a) 

der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf pauschal um 20 Prozent erhöht, wird von 

der ISW mit großer Sorge betrachtet. Die ISW teilt zwar die Auffassung, dass ein realer 

Flächenausgleich im Sinne des Naturschutzes eine hohe Priorität besitzen muss. Den-

noch erscheint diese starre, pauschale Straf- bzw. Aufschlagskomponente in Höhe von 

20 % deutlich zu hoch angesetzt. 

Zudem erschließt sich aus dem Entwurf keine nachvollziehbare, fachwissenschaftliche oder 

ökologische Herleitung für genau diese Prozentquote. Da Bundeswasserstraßen naturräumlich 

bedingt fast ausnahmslos durch sensible Räume und potenzielle Flächen der natürlichen Infra-

struktur verlaufen, droht diese pauschale Erhöhung die Realisierung und Modernisierung von 

wichtigen Netzknotenpunkten massiv zu verteuern. 

Forderung der ISW: Die pauschale Kompensationsquote von 20 Prozent muss im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren überdacht und abgesenkt werden. Alternativ ist eine stärkere Flexibi-

lisierung oder eine Differenzierung nach Eingriffsarten vorzunehmen, die sich an einer fundier-

ten fachlichen Herleitung orientiert und Sonderregelungen für die linienhafte Infrastruktur der 

Bundeswasserstraßen zulässt. 
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C. Fazit 

Die Initiative System Wasserstraße (ISW) anerkennt die Ausnahmeregelungen für die Unterhal-

tung der verkehrlichen Infrastruktur der Bundeswasserstraßen. Um jedoch eine Überlastung von 

Infrastrukturprojekten zu vermeiden, muss bei der pauschalen Kompensationsregelung nach-

gebessert werden. Die ISW steht für den weiteren Dialog zur Optimierung des Entwurfs gerne 

zur Verfügung. 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 
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Als zentraler Kontakt steht Ihnen die Geschäftsstelle der ISW 

• , Geschäftsführer der Initiative System Wasserstraße 
 | 0157 7820 2325 

 
gerne zur Verfügung. 

 

 

Die Initiative System Wasserstraße ist ein Zusammenschluss von 22 Verbänden des Schiff-

fahrtsgewerbes, der Häfen, der Transport- und Logistikbranche, der verladenden Wirtschaft 

und der Planungs- und Bauwirtschaft. Gemeinsam thematisiert die Initiative System Wasser-

straße Missstände beim Zustand der Wasserstraßen und formuliert Forderungen und Lösun-

gen, mit denen das System Wasserstraße verbessert werden soll. 

Die Initiative System Wasserstraße tritt für eine Stärkung der Wasserstraßeninfrastruktur 

einschließlich der Verknüpfung mit angrenzenden Verkehrsträgern in personeller, finanzieller, 

technischer und rechtlicher Hinsicht ein. 

Der Sprecherkreis vertritt die ISW nach außen. Er setzt sich zusammen aus Thomas Groß 

(Hauptverband der Deutschen Bauindustrie), Dr. Heike van Hoorn (Deutsches Verkehrsforum), 

Marco Kutscher (Bundesverband der Deutschen Industrie) Marcel Lohbeck (Bundesverband 

Öffentlicher Binnenhäfen) und Jens Schwanen (Bundesverband der Deutschen Binnenschiff-

fahrt). 

Die ISW ist unter der Nummer R006136 im Lobbyregister des Deutschen Bundestages einge-

tragen. 
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